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1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögens-
nachteile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 
und 3 des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Geset-

zes zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird nach § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs für die Rechtswirk-
samkeit dieser Verordnung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb 
eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich 
gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt Pankow von Berlin 
geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. Die Beschränkung des Satzes 1 gilt 
nicht, wenn die für die Verkündung dieser Verordnung geltenden 
Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 21. April 2020

Bezirksamt Pankow von Berlin

Sören  B e n n
Bezirksbürgermeister

Vollrad  K u h n
Bezirksstadtrat für 

Stadtentwicklung und Bürger-
dienste

Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 
(BGBl. I S. 587) in Verbindung mit § 13 Absatz 1 Satz 1 des Geset-
zes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664) 
geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt Pankow von Berlin:

§ 1
Für das Grundstück Lilli-Henoch-Straße 10/12, Ringbahn zwi-

schen Prenzlauer Allee und Greifswalder Straße, Eisenbahn von 
S-Bahnhof Prenzlauer Allee nach S-Bahnhof Greifswalder Straße 
(Gemarkung Prenzlauer Berg, Flur 216, Flurstücke 128, 129, 130, 
131, 132, 133, 134, 135, Flur 217, Flurstücke 223, 224, 225, 226, 
227, 228, 229, 230, 231, 232, 233, 234, 235, 236, 237, 238, 239, 
240, 241, 242, Flur 317, Flurstücke 177, 178, 179, 180, 181, 182, 
183, 184, 185, 186, 188, 189, 190, 191) im Bezirk Pankow, Ortsteil 
Prenzlauer Berg, für das das Bezirksamt neben anderen Grundstü-
cken die Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen hat, tritt 
eine Veränderungssperre gemäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Pankow von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung 
und Bürgerdienste, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtpla-
nung sowie Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über

Verordnung
über die Veränderungssperre 3-61/17 

im Bezirk Pankow, Ortsteil Prenzlauer Berg
Vom 21. April 2020
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Auf Grund des § 556d Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. März 2020 (BGBl. I S. 541) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

§ 1 
Gebietsbestimmung

Berlin ist eine Gemeinde im Sinne des § 556d Absatz 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs mit einem angespannten Wohnungsmarkt, in 
der die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnun-
gen zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist. Die 
Begründung zu dieser Verordnung wird im Amtsblatt für Berlin be-
kannt gegeben.

§ 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2020 in Kraft und mit Ablauf 
des 31. Mai 2025 außer Kraft.

Berlin, den 19. Mai 2020

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r 
Regierender Bürgermeister

Katrin  L o m p s c h e r
Senatorin für 

Stadtentwicklung und Wohnen

Verordnung
zur zulässigen Miethöhe bei Mietbeginn 

gemäß § 556d Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(Mietenbegrenzungsverordnung)

Vom 19. Mai 2020
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Auf Grund des § 86 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 der Bauordnung 
für Berlin vom 29. September 2005 (GVBl. S. 495), die zuletzt 
durch Gesetz vom 14. Mai 2020 (GVBl. S. 322) geändert worden ist, 
verordnet die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen:

Artikel 1
Die Bauverfahrensverordnung vom 15. November 2017 (GVBl. 

S. 636, 2018 S. 147) wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 18 folgende 

Angabe eingefügt:
„§ 18a Fristverlängerung auf Grund SARS-CoV-2 Pandemie“.

2. Nach § 18 wird folgender § 18a eingefügt:
„§ 18a Fristverlängerung auf Grund SARS-CoV-2 Pandemie

Auf Grund der SARS-CoV-2 Pandemie verlängern sich zur 
Vermeidung rechtswidriger Baugenehmigungen und rechtswid-
riger bauordnungsrechtlicher Zustände die Fristen der Bauord-
nung für Berlin für
1. den Baubeginn in der Genehmigungsfreistellung nach § 62 

Absatz 3 Satz 2 der Bauordnung für Berlin von einem Mo-
nat auf zwei Monate,

2. die Prüfung des Bauantrags auf Vollständigkeit nach § 69 
Absatz 1 Satz 1 der Bauordnung für Berlin von zwei Wo-
chen auf vier Wochen,

3. die Verweigerung der Zustimmung oder des Einvernehmens 
einer Behörde oder sonstigen Stelle nach § 69 Absatz 2 
Satz 2 der Bauordnung für Berlin von einem Monat auf zwei 
Monate,

4. die Äußerung der Behörden und Stellen nach § 69 Absatz 2 
Satz 4 der Bauordnung für Berlin von einem Monat auf zwei 
Monate,

5. die Verlängerung der Stellungnahmefrist für die Beurteilung 
des Bauplanungsrechts nach § 69 Absatz 2 Satz 5 der Bau-
ordnung für Berlin von einem Monat auf zwei Monate,

6. die Entscheidung der Bauaufsichtsbehörde nach § 69 Ab-
satz 3 Satz 1 der Bauordnung für Berlin von einem Monat 
auf zwei Monate,

7. die Annahme der Vollständigkeit des Bauantrags nach § 69 
Absatz 4 Satz 2 der Bauordnung für Berlin von drei Wochen 
auf sechs Wochen.“

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des  
30. September 2020 außer Kraft.

Berlin, den 20. Mai 2020

Senatsverwaltung für  
Stadtentwicklung und Wohnen

Katrin  L o m p s c h e r

Erste Verordnung
zur Änderung der Verordnung über  

Bauvorlagen und das Verfahren im Einzelnen (Bauverfahrensverordnung)
Vom 20. Mai 2020



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      76. Jahrgang      Nr. 24      28. Mai 2020 345

Land Berlin einreisen, sind verpflichtet, sich unverzüglich nach 
der Einreise auf direktem Weg in die eigene Häuslichkeit oder 
eine andere geeignete Unterkunft zu begeben und sich für einen 
Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer Einreise ständig dort abzu-
sondern; dies gilt auch für Personen, die zunächst in ein anderes 
Land der Bundesrepublik Deutschland oder in einen anderen 
Staat der Staatengruppe nach Absatz 4 eingereist sind. Den in 
Satz 1 genannten Personen ist es in diesem Zeitraum nicht ge-
stattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem 
Hausstand angehören.

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind verpflich-
tet, unverzüglich das für sie zuständige Gesundheitsamt zu kon-
taktieren und auf das Vorliegen der Verpflichtungen nach Ab-
satz 1 hinzuweisen. Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen 
sind ferner verpflichtet, beim Auftreten von Krankheitssympto-
men das zuständige Gesundheitsamt hierüber unverzüglich zu 
informieren.

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Absatz 1 
Satz 1 erfassten Personen der Beobachtung durch das zuständige 
Gesundheitsamt.

(4) Staatengruppe im Sinne der Absätze 1 bis 3 sind die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union sowie Island, das Fürsten-
tum Liechtenstein, Norwegen, die Schweiz und das Vereinigte 
Königreich von Großbritannien und Nordirland.

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Personen, die 
aus einem Staat innerhalb der Staatengruppe nach Absatz 4 ein-
reisen, der laut Veröffentlichung des Robert-Koch-Instituts nach 
den statistischen Auswertungen und Veröffentlichungen des 
European Center for Disease Prevention and Control (ECDC) 
insgesamt eine Neuinfiziertenzahl von mehr als 50 Fällen pro 
100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern innerhalb der letzten 
sieben Tage aufweist.“

Bekanntmachung

Die vom Senat von Berlin am 19. Mai 2020 erlassene Achte Ver-
ordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnah-
menverordnung, die gemäß § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Ver-
kündung von Gesetzen und Rechtsverordnungen vom 29. Januar 
1953 (GVBl. S. 106), das zuletzt durch Artikel V des Gesetzes vom 
9. November 1995 (GVBl. S. 764) geändert worden ist, am 19. Mai 
2020 im Internet auf der Homepage des Regierenden Bürgermeis-
ters-Senatskanzlei unter https://www.berlin.de/corona/massnahmen/
verordnung/achte-verordnung-zur-aenderung-der-sars-cov-2-einda-
emmungsmassnahmenverordnung-936095.php verkündet worden 
und nach ihrem Artikel 2 am 19. Mai 2020 in Kraft getreten ist, wird 
hiermit bekanntgemacht.

Berlin, den 20. Mai 2020

Senatsverwaltung für Gesundheit,  
Pflege und Gleichstellung

Dilek  K a l a y c i

Auf Grund des § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom  
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung der SARS-CoV-2- 

Eindämmungsmaßnahmenverordnung
Die SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung vom 

22. März 2020, verkündet am 22. März 2020 nach § 2 Absatz 1 des 
Gesetzes über die Verkündung von Gesetzen und Rechtsverordnun-
gen vom 29. Januar 1953 (GVBl. S. 106), das zuletzt durch Gesetz 
vom 9. November 1995 (GVBl. S. 764) geändert worden ist, zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 12. Mai 2020 (GVBl. S. 316), wird 
wie folgt geändert:
1. § 4 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Diese Anwesenheitsliste ist für die Dauer von vier Wochen 
nach Ende der Veranstaltung aufzubewahren und der zuständi-
gen Behörde auf Verlangen auszuhändigen, wenn bei einem der 
Teilnehmenden festgestellt wird, dass sie oder er im Zeitpunkt 
der Veranstaltung Ansteckungsverdächtige oder Ansteckungs-
verdächtiger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes war.“

2. In § 7 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „förderungswürdigen“ ge-
strichen.

3. § 19 wird wie folgt gefasst:

„§ 19 
Häusliche Quarantäne für Ein- und  

Rückreisende; Beobachtung
(1) Personen, die auf dem Land-, See-, oder Luftweg aus 

einem Staat außerhalb der Staatengruppe nach Absatz 4 in das 

Achte Verordnung
zur Änderung der SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung

Vom 19. Mai 2020
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4. § 20 wird wie folgt gefasst:

„§ 20 
Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne

(1) Von § 19 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen,
1. die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren 

und Güter auf der Straße, der Schiene, per Schiff oder per 
Flugzeug transportieren,

2. deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung
a) der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens, ein-

schließlich Pflegeeinrichtungen, und von weiteren kriti-
schen Infrastrukturen,

b) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung,
c) der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehun-

gen,
d) der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens,
e) der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regierung 

und Verwaltung des Bundes, der Länder und der Kom-
munen oder

f) der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen 
Union und internationaler Organisationen

zwingend notwendig ist; die zwingende Notwendigkeit ist 
durch den Dienstherrn oder Arbeitgeber zu prüfen und zu 
bescheinigen oder

3. die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-, Bahn-, oder Busverkehrs-
unternehmen oder als Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, 
Bahnen oder Bussen außerhalb des Bundesgebiets aufgehal-
ten haben.

Über Satz 1 hinaus kann das zuständige Gesundheitsamt in be-
gründeten Einzelfällen auf Antrag weitere Befreiungen erteilen. 
In besonders dringenden Einzelfällen kann die für Gesundheit 
zuständige Senatsverwaltung die Befreiung nach Satz 2 erteilen; 
das zuständige Gesundheitsamt wird darüber informiert.

(2) § 19 gilt nicht für Personen, die zum Zweck einer mindes-
tens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet einrei-
sen (Saisonarbeitskräfte), wenn am Ort ihrer Unterbringung und 
ihrer Tätigkeit in den ersten 14 Tagen nach ihrer Einreise grup-
penbezogen betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkehrun-
gen zur Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe ergrif-
fen werden, die einer Absonderung nach § 19 Absatz 1 Satz 1 
vergleichbar sind, sowie das Verlassen der Unterbringung nur 

zur Ausübung ihrer Tätigkeit gestattet ist. Der Arbeitgeber zeigt 
die Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn beim zuständigen Ge-
sundheitsamt an und dokumentiert die ergriffenen Maßnahmen 
nach Satz 1. Dieses hat die Einhaltung der Voraussetzungen 
nach Satz 1 zu überprüfen.

(3) § 19 gilt nicht für Angehörige der Streitkräfte und Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte, die aus dem 
Einsatz und aus einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland zu-
rückkehren.

(4) § 19 gilt nicht für Personen, die aus Staaten einreisen, für 
welche auf Grund belastbarer epidemiologischer Erkenntnisse 
durch das Robert Koch-Institut festgestellt wurde, dass das dor-
tige Infektionsgeschehen eine Ansteckungsgefahr für den Ein-
zelnen als gering erscheinen lässt.

(5) § 19 gilt nicht für Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland oder in das Land Berlin einreisen; 
diese haben das Gebiet des Landes Berlin auf direktem Weg zu 
verlassen. Die hierfür erforderliche Durchreise durch das Gebiet 
des Landes Berlin ist hierbei gestattet.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, soweit die dort bezeichne-
ten Personen keine Symptome aufweisen, die auf eine Erkran-
kung mit COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Krite-
rien des Robert-Koch-Instituts hinweisen.

(7) § 19 Absatz 2 gilt nicht für Personen, die sich nach ihrer 
Einreise in das Land Berlin unmittelbar in staatlicher Unterbrin-
gung befinden. Die Unterbringung in behördlicher Betreuung 
hat unter Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 Metern und 
der Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 und der Vorgaben der für 
Gesundheit zuständigen Senatsverwaltung und des jeweils zu-
ständigen Gesundheitsamtes zu erfolgen. Diese Regelung gilt 
nur, soweit die Verpflichtungen nach § 19 Absatz 2 durch eine 
andere Stelle wahrgenommen werden.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 19. Mai 2020 in Kraft.

Berlin, den 19. Mai 2020

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister

Dilek  K a l a y c i
Senatorin für Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung
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